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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 

   

1. Erbschaftsteuerbefreiung trotz Beendigung der Selbstnutzung eines Familien-

heims 

Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 1/21  

2. Übergang des wirtschaftlichen Eigentums bei Filmverwertungsrechten 

Urteil vom 14.04.2022, Az: IV R 32/19  

3. Verfahrensdauer von Klagen in Steuerberaterprüfungssachen 

Urteil vom 23.03.2022, Az: X K 2/20  

   

 

Urteile und Beschlüsse: 

 

1. Erbschaftsteuerbefreiung trotz Beendigung der Selbstnutzung eines Familien-

heims 

Urteil vom 01.12.2021, Az: II R 1/21 

1. Der Erwerber eines erbschaftsteuerrechtlich begünstigten Familienheims ist aus 

zwingenden Gründen an dessen Nutzung zu eigenen Wohnzwecken gehindert, wenn 

die Selbstnutzung objektiv unmöglich oder aus objektiven Gründen unzumutbar ist. 

Zweckmäßigkeitserwägungen reichen nicht aus. 

 

2. Gesundheitliche Beeinträchtigungen können zwingende Gründe darstellen, wenn sie 

dem Erwerber eine selbständige Haushaltsführung in dem erworbenen Familienheim 

unzumutbar machen. 

  
 

  

  

2. Übergang des wirtschaftlichen Eigentums bei Filmverwertungsrechten 

Urteil vom 14.04.2022, Az: IV R 32/19 

1. Einem Nutzungsberechtigten kann nach Maßgabe des § 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO 

ausnahmsweise das wirtschaftliche Eigentum an Filmrechten zuzurechnen sein. Dies 

kommt allerdings nur in Betracht, wenn der zivilrechtliche Eigentümer infolge der ver-

traglichen Vereinbarungen während der gesamten voraussichtlichen Nutzungsdauer 

der Filmrechte von deren Substanz und Ertrag wirtschaftlich ausgeschlossen ist. Hie-

ran fehlt es z.B., wenn der zivilrechtliche Eigentümer durch erfolgsabhängige Vergü-

tungen während der gesamten Vertragslaufzeit weiterhin an Wertsteigerungen der 

Filmrechte beteiligt ist. 
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2. Die für Leasingverträge entwickelten Grundsätze zur Zurechnung wirtschaftlichen 

Eigentums können nicht uneingeschränkt auf die Nutzungsüberlassung von Filmrech-

ten übertragen werden. Dies folgt insbesondere daraus, dass eine hinlänglich verlässli-

che Einschätzung der Wertentwicklung von Filmrechten im Zeitpunkt des Abschlusses 

des Vertriebsvertrags regelmäßig nicht möglich ist. 

  
 

  

 

3. Verfahrensdauer von Klagen in Steuerberaterprüfungssachen 

Urteil vom 23.03.2022, Az: X K 2/20 

1. Die Angemessenheit der Dauer eines Klageverfahrens zur Überprüfung von Ergeb-

nissen der Steuerberaterprüfung ist schon aufgrund der hohen Bedeutung und Grund-

rechtsrelevanz für den Betroffenen und der besonderen Eilbedürftigkeit einzelfallbezo-

gen zu betrachten. Die für den Regelfall finanzgerichtlicher Klageverfahren geltende 

Vermutung, dass die Dauer des Verfahrens angemessen ist, wenn das Gericht gut zwei 

Jahre nach Klageeingang mit der Bearbeitung beginnt und diese nicht mehr nennens-

wert unterbricht, ist hier nicht anwendbar. 

 

2. Wenn der Verfahrensbeteiligte aufgrund einer Sachstandsanfrage eines anderen 

Verfahrensbeteiligten zunächst die Reaktion des Gerichts abwartet, kann die Verzöge-

rungsrüge im Einzelfall auch mehr als gut sechs Monate zurückwirken. 

 

3. Die Erkrankung eines Richters kann nur eine kurzfristige Verzögerung rechtferti-

gen; grundsätzlich sind die nach den Regelungen über die Geschäftsverteilung zur 

Vertretung berufenen Richter zur Förderung des Verfahrens verpflichtet (Anschluss an 

BVerwG-Urteil vom 11.07.2013 – 5 C 27/12 D , BayVBL 2014, 149, Rz 44). 

  
 

  

 
 

 
 


